
 

  

S 70 SO 21/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Sozialgericht Berlin
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung 70
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Ein Ausschluss von den Leistungen nach

dem SGB XII kann beim bloßen Bestehen
eines Anspruchs auf Wohngeld nach dem
WoGG nicht allein auf den in § 2 Abs. 1
SGB XII verankerten Grundsatz des
Nachrangs der Sozialhilfe gestützt
werden.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 70 SO 21/18
Datum 28.10.2019

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Bescheid vom 29.09.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
13.12.2017 wird aufgehoben und der Beklagte wird verpflichtet, dem KlÃ¤ger fÃ¼r
den Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum 31.12.2017 Hilfe zum Lebensunterhalt nach
dem SGB XII in HÃ¶he von 64,84 EUR und fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2018 bis
zum 30.06.2018 Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII in HÃ¶he von
monatlich 71,87 EUR zu bewilligen. Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen. Der
Beklagte hat dem KlÃ¤ger Â¾ (drei Viertel) seiner notwendigen auÃ�ergerichtlichen
Kosten zu erstatten. Im Ã�brigen haben die Beteiligten einander keine Kosten zu
erstatten. Die Berufung wird zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten (noch) um die GewÃ¤hrung von Hilfe zum Lebensunterhalt
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nach dem SGB XII fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum 30.06.2018.

Der 1952 geborene KlÃ¤ger bewohnt eine Wohnung unter der im Rubrum
genannten Anschrift in B., fÃ¼r die im streitigen Zeitraum eine monatliche
Bruttowarmmiete in HÃ¶he von 440,18 EUR (Miete 324,18 EUR +
Betriebskostenvorauszahlung 89,00 EUR + Heizkostenvorauszahlung 27,00 EUR) zu
zahlen war. Der KlÃ¤ger verfÃ¼gte im streitigen Zeitraum Ã¼ber EinkÃ¼nfte aus
einer Altersrente in HÃ¶he von monatlich 798,93 EUR. Weitere EinkÃ¼nfte hatte
der KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum nicht, insbesondere bezog er seit dem
01.12.2017 kein Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (WoGG) mehr.

Der KlÃ¤ger zahlte im streitigen Zeitraum BeitrÃ¤ge fÃ¼r eine von ihm
abgeschlossene Haftpflichtversicherung in HÃ¶he von monatlich 8,78 EUR und fÃ¼r
eine von ihm abgeschlossene Hausratversicherung im Zeitraum vom 01.12.2017 bis
zum 31.12.2017 in HÃ¶he von 5,81 EUR und im Zeitraum vom 01.01.2018 bis zum
30.06.2018 in HÃ¶he von monatlich 5,84 EUR. Ferner schloss der der KlÃ¤ger im
Jahr 2003 eine Sterbegeldversicherung (Versicherungssumme bei Tod der
versicherten Person in HÃ¶he von 3.000,00 EUR; Leistung bei Unfalltod zusÃ¤tzlich
3.000,00 EUR) ab, fÃ¼r die er im streitigen Zeitraum BeitrÃ¤ge in HÃ¶he von
monatlich 8,76 EUR zahlte. Das Bezugsrecht im Todesfall rÃ¤umte der KlÃ¤ger
einen vom ihm bereits beauftragten Bestattungsunternehmen ein.

Im Zeitraum ab MÃ¤rz 2016 bezog der KlÃ¤ger vom Beklagten zunÃ¤chst
ergÃ¤nzend Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII. Im Juli 2016 forderte der
Beklagte den KlÃ¤ger auf, einen Antrag auf Wohngeld zu stellen. Dieser
Aufforderung kam der KlÃ¤ger nach, woraufhin ihm fÃ¼r den fÃ¼r den Zeitraum
von Juli 2016 bis einschlieÃ�lich November 2017 Wohngeld nach dem
Wohngeldgesetz (WoGG) in HÃ¶he von monatlich 112,00 EUR bewilligt wurde
(Bescheid des Wohngeldamts vom 26.09.2016). Der Beklagte hob die gewÃ¤hrte
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII sodann mit Wirkung ab dem
01.10.2016 auf (Aufhebungsbescheid des Beklagten vom 26.09.2016).

Am 14.08.2017 stellte der KlÃ¤ger beim Beklagten einen neuen Antrag auf
Leistungen nach dem SGB XII und teilte mit, dass sich durch den Bezug von
Wohngeld anstatt der Leistungen nach dem SGB XII seine Lebenssituation
verschlechtert habe, weil hierdurch die mit dem "Berlin-Pass" verbundenen
VergÃ¼nstigungen und die MÃ¶glichkeit zur Nutzung des Sozialtickets fÃ¼r
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel weggefallen seien. Er mache daher von seinem
zustehenden Wahlrecht Gebrauch und beantrage wieder Leistungen nach dem SGB
XII.

Diesen Antrag lehnte der Beklagte mit Bescheid vom 29.09.2017 ab, weil der
KlÃ¤ger seinen notwendigen Lebensunterhalt aus dem zur VerfÃ¼gung stehenden
Einkommen und/oder VermÃ¶gen bestreiten kÃ¶nne. Es werde empfohlen,
rechtzeitig einen neuen Antrag auf Wohngeld zu stellen. Dem Ablehnungsbescheid
fÃ¼gte der Beklagte BerechnungsbÃ¶gen fÃ¼r die Monate August 2017 und
September 2017 bei, in denen er das Wohngeld in HÃ¶he von monatlich 112,00 EUR
als Einkommen berÃ¼cksichtigte.
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Hiergegen legte der KlÃ¤ger mit am 05.10.2017 beim Beklagten eingegangenem
Schreiben Widerspruch ein und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, dass er ab dem
01.12.2017 einen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XII habe, weil zu diesem
Zeitpunkt die Wohngeldzahlungen endeten. Er sei nicht verpflichtet, Wohngeld in
Anspruch zu nehmen.

Mit Schreiben vom 17.10.2017 bestÃ¤tigte der Beklagte zunÃ¤chst den Eingang des
Widerspruchs und verwies auf den in Â§ 2 Abs. 1 SGB XII geregelten
Nachranggrundsatz. Der KlÃ¤ger sei in der Lage seinen notwendigen
Lebensunterhalt aus dem Einkommen aus der Altersrente und dem Wohngeld zu
bestreiten. Soweit die Bewilligung von Wohngeld im November 2017 ende, werde
der KlÃ¤ger hiermit aufgefordert, unverzÃ¼glich einen neuen Wohngeldantrag zu
stellen. Sollte eine solche Antragstellung nicht erfolgen, mÃ¼sse davon
ausgegangen werden, dass der KlÃ¤ger sich weigere, zumutbare
SelbsthilfemÃ¶glichkeiten zu nutzen und es bestÃ¼nde aus diesem Grund kein
Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII.

Anfang November 2017 leitete der KlÃ¤ger ein einstweiliges Rechtsschutzverfahren
gegen den Beklagten ein (Az.: S 70 SO 1656/17 ER). In diesem einstweiligen
Rechtsschutzverfahren wurde der Beklagte durch gerichtlichen Beschluss vom
29.11.2017 im Wege der einstweiligen Anordnung dem Grunde nach verpflichtet,
dem KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum 30.06.2018 vorlÃ¤ufig
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII zu gewÃ¤hren. Der Beklagte zahlte
aufgrund dieses Beschlusses fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum
31.12.2017 Leistungen in HÃ¶he von 73,60 EUR und fÃ¼r den Zeitraum vom
01.01.2018 bis zum 30.06.2018 Leistungen in HÃ¶he von monatlich 80,60 EUR an
den KlÃ¤ger aus.

Am 01.12.2017 stellte der Beklagte unter Hinweis auf Â§ 95 SGB XII beim
Wohngeldamt fÃ¼r den KlÃ¤ger einen Antrag auf GewÃ¤hrung von Wohngeld. Mit
Bescheid des Wohngeldamts vom 04.04.2018 wurde dem KlÃ¤ger mitgeteilt, dass
aufgrund des Antrags vom 01.12.2017 Wohngeld fÃ¼r den Zeitraum ab dem
01.12.2017 versagt werde, weil der KlÃ¤ger den ihm obliegenden
Mitwirkungspflichten nicht nachgekommen und dadurch die AufklÃ¤rung des
Sachverhalts erheblich erschwert worden sei.

Mit Widerspruchsbescheid vom 13.12.2017 wies der Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers vom 05.10.2017 gegen den Ablehnungsbescheid vom 29.09.2017
zurÃ¼ck. Der Widerspruch sei zwar form- und fristgerecht erhoben, aber in der
Sache unbegrÃ¼ndet. FÃ¼r den Zeitraum bis November 2018 sei der KlÃ¤ger in
der Lage gewesen, seinen anzuerkennenden Grundsicherungsbedarf aus seinem um
die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Haftpflicht-, Hausrat- und Sterbegeldversicherung
bereinigten Einkommen aus der Altersrente und dem bezogenen Wohngeld zu
bestreiten. FÃ¼r den Zeitraum ab Dezember 2017 ergÃ¤be sich wegen der
Weigerung des KlÃ¤gers, erneut Wohngeld zu beantragen, ebenfalls kein Anspruch
auf Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII. Nach einer vom Wohngeldamt
eingeholten Auskunft, wÃ¼rde das Wohngeld im Zeitraum ab Dezember 2017
monatlich 99,00 EUR betragen, so dass hiermit der notwendigen Bedarf ebenfalls
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gedeckt werden kÃ¶nnte. Es bestehe wegen des in Â§ 2 Abs. 1 SGB XII geregelten
Nachranggrundsatzes die Verpflichtung, vor Inanspruchnahme von Sozialhilfe
jedwedes erzielbare Einkommen zur Bestreitung des Lebensunterhalts einzusetzen
bzw. bestehende AnsprÃ¼che durchzusetzen. Es stehe nicht im Belieben des
KlÃ¤gers, zwischen Selbsthilfe und der Inanspruchnahme von Sozialhilfe zu
wÃ¤hlen. Da der KlÃ¤ger der Aufforderung, Wohngeld zu beantragen, nicht
nachgekommen sei, mÃ¼sse davon ausgegangen werden, dass er sich weigere,
zumutbare SelbsthilfemÃ¶glichkeiten in Anspruch zu nehmen. An der mit Bescheid
vom 29.09.2017 erfolgten Leistungsablehnung werde daher auch fÃ¼r den
Zeitraum ab Dezember 2017 festgehalten.

Mit am 15.12.2017 beim Beklagten eingegangenem Antragsformular stellte der
KlÃ¤ger erneut einen Antrag auf Sozialhilfe nach dem SGB XII. Der Beklagte
beschied diesen Antrag nicht, sondern teilte dem KlÃ¤ger mit Schreiben vom
28.12.2017 mit, dass der Antrag bereits mit Bescheid vom 29.09.2017 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 13.12.2017 abgelehnt worden und hierbei auch
ein Anspruch ab Januar 2018 geprÃ¼ft worden sei. Gegen diesen Bescheid sei
nunmehr ausschlieÃ�lich das Rechtsmittel der Klage vor dem Sozialgericht Berlin
zulÃ¤ssig.

Mit am 21.12.2017 beim Sozialgericht Berlin eingegangenem Schriftsatz hat der
KlÃ¤ger die vorliegende Klage erhoben, mit der er ursprÃ¼nglich die Aufhebung des
Bescheides vom "20.09.2017" in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
13.12.2017 und ohne Nennung eines Anfangszeitpunkts die Bewilligung von
Leistungen nach dem SGB XII fÃ¼r den Zeitraum bis zum 30.06.2018 begehrt hat.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, dass in Ã�bereinstimmung mit dem historischen
Gesetzgeber eine WahlmÃ¶glichkeiten zwischen dem Wohngeld und den Leistungen
nach dem SGB XII bestehe. Er habe im streitigen Zeitraum keine
Wohngeldzahlungen erhalten.

Der KlÃ¤ger hat ursprÃ¼nglich beantragt,

den Bescheid vom 20.09.2019 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
13.12.2017 aufzuheben und den Beklagten zu verpflichten, dem KlÃ¤ger Leistungen
nach dem SGB XII bis zum 30.06.2018 zu bewilligen.

Mit Schriftsatz vom 13.08.2018 hat der KlÃ¤ger mitgeteilt, dass fÃ¼r den Zeitraum
ab dem 01.11.2017 Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII begehrt werde. Mit
Schriftsatz vom 20.08.2018 hat der KlÃ¤ger den Streitzeitraum sodann auf den
Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum 30.06.2018 begrenzt und hat die HÃ¶he der
beanspruchten Leistungen auf monatlich 80,50 EUR beziffert.

Der KlÃ¤ger beantragt nunmehr,

den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 20.09.2017 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 13.12.2017 zu verpflichten, dem KlÃ¤ger fÃ¼r den
Zeitraum 01.12.2017-30.06.2018 Leistungen nach dem SGB XII in HÃ¶he von 80,50
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EUR monatlich zu bewilligen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte ist weiterhin der Auffassung, dass ein Anspruch wegen des in Â§ 2
Abs. 1 SGB XII geregelten Nachranggrundsatzes nicht bestehe. Es bestehe keine
WahlmÃ¶glichkeit zwischen dem Wohngeld und den Leistungen nach dem SGB XII.

Die Beteiligten haben sich mit Schriftsatz des Beklagten vom 09.08.2019 und mit
Schriftsatz des KlÃ¤gers vom 15.08.2019 jeweils mit einer Entscheidung ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der gewechselten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen, auf die beigezogenen
Verwaltungsakten des Beklagten und des Wohngeldamtes und auf die beigezogene
Gerichtsakte S 70 SO 1656/17 ER Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte nach Â§ 124 Abs. 2 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
entscheiden, weil die Beteiligten hiermit ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt haben.

Die Klage hat, soweit das Gericht noch eine Entscheidung Ã¼ber sie zu treffen
hatte, in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang Erfolg.

1. Soweit der KlÃ¤ger zwischenzeitlich auch fÃ¼r den Monat November 2017 die
Bewilligung von Leistungen nach dem SGB XII begehrt hat (Schriftsatz vom
13.08.2018), hatte das Gericht hierÃ¼ber keine Entscheidung mehr zu treffen, weil
der KlÃ¤ger die Klage durch die mit Schriftsatz vom 20.08.2018 erfolgte
Begrenzung des Streitzeitraums auf den Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum
30.06.2018 insoweit konkludent zurÃ¼ckgenommen hat, so dass der Rechtsstreit,
soweit der Monat November 2017 streitgegenstÃ¤ndlich war, gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs.
1 S. 2 SGG in der Hauptsache erledigt ist.

2. Gegenstand des Rechtsstreit ist nach dieser teilweisen KlagerÃ¼cknahme der
zuletzt gestellte Klageantrag, mit dem der KlÃ¤ger die Aufhebung des Bescheides
vom "20.09.2017" in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.12.2017 und
fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum 30.06.2018 die Verpflichtung des
Beklagten zur Bewilligung von Leistungen nach dem SGB XII in HÃ¶he von
monatlich 80,50 EUR begehrt.

Dieser Klageantrag war gemÃ¤Ã� Â§ 123 SGG zunÃ¤chst dahingehend auszulegen,
dass nicht die Aufhebung eines im Klageantrag ausdrÃ¼cklich bezeichneten
Bescheides vom "20.09.2017", sondern die Aufhebung des
(Ablehnungs-)Bescheides vom 29.09.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 13.12.2017 begehrt wird. Denn es handelt sich insoweit um einen
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offensichtlichen Schreibfehler. Der Klageantrag, mit dem lediglich allgemein die
Bewilligung von "Leistungen nach dem SGB XII" beansprucht wird, war ferner
dahingehend auszulegen, dass die Bewilligung von Hilfe zum Lebensunterhalt nach
dem SGB XII begehrt wird. Denn das Begehren des KlÃ¤gers ist erkennbar auf die
Bewilligung von existenzsichernden Leistungen nach dem SGB XII, also entweder
Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung, gerichtet. FÃ¼r den hier streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
kommt ausschlieÃ�lich die Bewilligung von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
SGB XII in Betracht, da der KlÃ¤ger die Altersgrenze fÃ¼r die GewÃ¤hrung von
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Â§ 41 Abs. 2 SGB XII) erst am
18.06.2018 erreicht hat.

3. Die dahingehend ausgelegte Klage, mit der wegen der im einstweiligen
Rechtsschutzverfahren bereits vorlÃ¤ufig ausgezahlten Leistungen keine Leistung in
Geld, sondern ausschlieÃ�lich der Erlass eines Verwaltungsakts begehrt wird, ist als
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 SGG
statthaft und zulÃ¤ssig.

Insbesondere steht der ZulÃ¤ssigkeit der Klage nicht entgegen, dass der Beklagte
mit dem ursprÃ¼nglichen Ablehnungsbescheid vom 29.09.2017 ausweislich der
diesem Bescheid beigefÃ¼gten BerechnungsbÃ¶gen ausschlieÃ�lich eine
Entscheidung fÃ¼r die Monate August 2017 und September 2017 und damit nicht
fÃ¼r den hier streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum
30.06.2018 getroffen haben dÃ¼rfte. Denn gemÃ¤Ã� Â§ 95 SGG ist Gegenstand der
Klage der ursprÃ¼ngliche Verwaltungsakt, in der Gestalt, die er durch den
Widerspruchsbescheid gefunden hat. Im vorliegenden Fall hat der Beklagte im
angefochtenen Widerspruchsbescheid ausdrÃ¼cklich auch eine Entscheidung fÃ¼r
den Zeitraum ab Dezember 2017 getroffen, so dass mit dem angefochtenen
Bescheid vom 29.09.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.12.2017
eine Entscheidung Ã¼ber den hier streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum vom
01.12.2017 bis zum 30.06.2018 erfolgt ist.

Der am 15.12.2017 erneut gestellte Antrag des KlÃ¤gers auf GewÃ¤hrung von
Leistungen nach dem SGB XII steht der ZulÃ¤ssigkeit der Klage ebenfalls nicht
entgegen. Denn der angefochtene Bescheid kann sich nur dann im Sinne des Â§ 39
Abs. 2 SGB X erledigen, wenn auf einen erneuten Antrag auch ein neuer Bescheid
ergeht (BSG, Urteil vom 11.12.2007 â�� B 8/9b SO 12/06 R). Im vorliegenden Fall
hat der Beklagte den neuen Antrag des KlÃ¤gers vom 15.12.2017 nicht beschieden,
so dass kein zur UnzulÃ¤ssigkeit der Klage fÃ¼hrender Fall der Erledigung im Sinne
des Â§ 39 Abs. 2 SGB X vorliegt.

4. Die Klage ist in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat gegen den Beklagten fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum
30.06.2018 dem Grunde nach einen Anspruch auf Bewilligung von Hilfe zum
Lebensunterhalt nach dem SGB XII.

Nach Â§ 19 Abs. 1 i.V.m. Â§ 27 Abs. 1 SGB XII ist Hilfe zum Lebensunterhalt
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Personen leisten, die ihren notwendigen Lebensunterhalt nicht oder nicht
ausreichend aus eigenen KrÃ¤ften und Mitteln, insbesondere aus ihrem Einkommen
und VermÃ¶gen bestreiten kÃ¶nnen. Diese Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung
von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII lagen beim KlÃ¤ger im hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum 30.06.2018 dem Grunde
nach vor.

Der sozialhilferechtlich zu berÃ¼cksichtigende notwendigen Lebensunterhalt des
KlÃ¤gers belief sich im Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum 31.12.2017 auf 849,18
EUR (Regelbedarf gemÃ¤Ã� Â§ 27a i.V.m. der Anlage zu Â§ 28 SGB XII in HÃ¶he von
409,00 EUR + Bedarf fÃ¼r Unterkunft und Heizung gemÃ¤Ã� Â§ 35 Abs. 1 S. 1 SGB
XII in HÃ¶he von 440,18 EUR) und im Zeitraum vom 01.01.2018 bis zum 30.06.2018
auf monatlich 856,18 EUR (Regelbedarf 416,00 EUR + Bedarf fÃ¼r Unterkunft und
Heizung 440,18 EUR).

Diesen notwendigen Lebensunterhalt in HÃ¶he von 849,18 EUR bzw. in HÃ¶he von
monatlich 856,18 EUR konnte der KlÃ¤ger im Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum
30.06.2018 aus seinem Einkommen und VermÃ¶gen nicht vollstÃ¤ndig decken.
Denn Anhaltspunkte fÃ¼r das Vorhandensein von verwertbarem VermÃ¶gen im
Sinne des Â§ 90 SGB XII sind weder vorgetragen worden noch sonst ersichtlich und
der KlÃ¤ger verfÃ¼gte im streitigen Zeitraum ausschlieÃ�lich Ã¼ber zu
berÃ¼cksichtigendes Einkommen im Sinne des Â§ 82 Abs. 1 S. 1 SGB XII aus der
von ihm bezogenen Altersrente in HÃ¶he von monatlich 798,93 EUR, welches,
unabhÃ¤ngig von der HÃ¶he der nach Â§ 82 Abs. 2 S. 1 SGB XII hiervon noch
vorzunehmenden Absetzungen (dazu spÃ¤ter), zur vollstÃ¤ndigen Deckung des
notwendigen Lebensunterhalts nicht ausreichte. Ã�ber weitere als Einkommen zu
berÃ¼cksichtigende EinkÃ¼nfte verfÃ¼gte der KlÃ¤ger im hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum nicht. Insbesondere stellt allein der (etwaige)
Anspruch des KlÃ¤gers auf Bewilligung von Wohngeld nach dem WoGG kein zu
berÃ¼cksichtigendes Einkommen im Sinne des Â§ 82 Abs. 1 S. 1 SGB XII dar. Denn
zu berÃ¼cksichtigendes Einkommen im Sinne dieser Vorschrift liegt nur dann vor,
wenn es im Bedarfszeitraum tatsÃ¤chlich zuflieÃ�t und als "bereites Mittel"
tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung steht (Schmidt in jurisPK-SGB XII, 2. Auflage, Stand
13.08.2018, Â§ 82 Rn. 25 ff. m.w.N. zur stÃ¤ndigen Rechtsprechung). Dies war hier
bezÃ¼glich des Wohngeldes nach dem WoGG nicht der Fall, weil der KlÃ¤ger im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum keinerlei Wohngeld tatsÃ¤chlich erhalten hat, so
dass es ihm nicht als "bereites Mittel" tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung stand.

Der KlÃ¤ger war im streitigen Zeitraum nicht gemÃ¤Ã� Â§ 21 S. 1 SGB XII von der
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII ausgeschlossen, weil er eine
Altersrente bezog, so dass er gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 4 S. 1 Alt. 2 SGB II nicht zu den
dem Grunde nach Leistungsberechtigten Personen im Sinne des SGB II gehÃ¶rte.

Der KlÃ¤ger war, entgegen der vom Beklagten vertretenen Auffassung, auch nicht
aufgrund des in Â§ 2 Abs. 1 SGB XII verankerten Grundsatzes des Nachrangs der
Sozialhilfe von der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII ausgeschlossen.
Nach dieser Vorschrift erhÃ¤lt Sozialhilfe nicht, wer sich vor allem durch den Einsatz
seiner Arbeitskraft, seines Einkommens und seines VermÃ¶gens selbst helfen kann
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oder wer die erforderliche Leistung von anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen
oder von TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen, erhÃ¤lt.

Die Voraussetzungen fÃ¼r einen auf Â§ 2 Abs. 1 SGB XII gestÃ¼tzten
Leistungsausschluss liegen hier nicht vor. Insbesondere ergibt sich ein allein auf Â§
2 Abs. 1 SGB XII gestÃ¼tzter Leistungsausschluss nicht daraus, dass dem KlÃ¤ger
fÃ¼r den streitigen Zeitraum (wohl) ein Anspruch auf Wohngeld nach dem WoGG
zugestanden hÃ¤tte und dass er bei entsprechender Antragstellung und Mitwirkung
im anschlieÃ�enden Verwaltungsverfahren durch den Bezug von Wohngeld nach
dem WoGG eine HilfebedÃ¼rftigkeit nach dem SGB XII (wohl) hÃ¤tte vermeiden
kÃ¶nnen. Denn nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts handelt
es sich bei der Regelung in Â§ 2 Abs. 1 SGB XII, wenn andere Leistungen nicht
tatsÃ¤chlich erbracht werden, nicht um eine eigenstÃ¤ndige Ausschlussnorm,
sondern der Vorschrift kommt regelmÃ¤Ã�ig nur im Zusammenhang mit
ergÃ¤nzenden bzw. konkretisierenden sonstigen Vorschriften des SGB XII,
insbesondere den Regelungen Ã¼ber den Einsatz von Einkommen (Â§Â§ 82 ff. SGB
XII) und VermÃ¶gen (Â§Â§ 90 f. SGB XII) oder sonstigen leistungshindernden
Normen, Bedeutung zu (BSG, Urteil vom 22.03.2012 â�� B 8 SO 30/10 R; BSG, Urteil
vom 02.02.2010 â�� B 8 SO 21/08 R; BSG, Urteil vom 29.09.2009 â�� B 8 SO 23/08
R; BSG, Urteil vom 26.08.2008 â�� B 8/9b SO 16/07 R). Im vorliegenden Fall hat der
KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum kein Wohngeld nach dem WoGG tatsÃ¤chlich
erhalten und es sind die die Vorschrift des Â§ 2 Abs. 1 SGB XII konkretisierenden
Regelungen Ã¼ber den Einsatz von Einkommen (Â§Â§ 82 ff. SGB XII) zu
berÃ¼cksichtigen, wonach zu berÃ¼cksichtigendes Einkommen nur dann vorliegt,
wenn es im Bedarfszeitraum tatsÃ¤chlich zuflieÃ�t und als "bereites Mittel"
tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung steht (vgl. hierzu die obigen AusfÃ¼hrungen). Ein
allein auf Â§ 2 Abs. 1 SGB XII gestÃ¼tzter Leistungsschluss kommt daher nach der
geschilderten Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, der das erkennende
Gericht folgt, im Regelfall nicht in Betracht.

Soweit das Bundessozialgericht einen allein auf Â§ 2 Abs. 1 SGB XII und ohne
RÃ¼ckgriff auf andere Normen des SGB XII gestÃ¼tzten Leistungsschluss in
extremen AusnahmefÃ¤llen, etwa wenn sich der BedÃ¼rftige generell eigenen
BemÃ¼hungen verschlieÃ�t und AnsprÃ¼che ohne weiteres realisierbar sind,
zumindest fÃ¼r mÃ¶glich hÃ¤lt (BSG, Urteil vom 22.03.2012 â�� B 8 SO 30/10 R;
BSG, Urteil vom 02.02.2010 â�� B 8 SO 21/08 R; BSG, Urteil vom 29.09.2009 â�� B
8 SO 23/08 R; BSG, Urteil vom 26.08.2008 â�� B 8/9b SO 16/07 R), liegt ein solcher
extremer Ausnahmefall hier nach Auffassung des Gerichts nicht vor. Der
gegenteiligen in der instanzgerichtlichen Rechtsprechung vertretenen Auffassung,
wonach bereits das bloÃ�e Bestehen eines Anspruchs auf Wohngeld nach dem
WoGG wegen des Nachranggrundsatzes des Â§ 2 Abs. 1 SGB XII zu einem
Ausschluss von den Leistungen nach dem SGB XII fÃ¼hre (SG Berlin, Beschluss vom
18.12.2017 â�� S 145 SO 1717/17 ER; SG Aachen, Beschluss vom 06.05.2016 â�� S
19 SO 49/16 ER; SG Karlsruhe, Beschluss vom 28.04.2010 â�� S 4 AS 1393/10 ER),
folgt das erkennende Gericht nicht. Denn dieser Auffassung steht bereits der klare
Wortlaut des Â§ 2 Abs. 1 SGB XII entgegen, der ausdrÃ¼cklich auf den "Einsatz"
eines (tatsÃ¤chlich vorhandenen) Einkommens und VermÃ¶gens und auf den
(tatsÃ¤chlichen) Erhalt von Leistungen anderer SozialleistungstrÃ¤ger abgestellt, so
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dass das bloÃ�e Bestehen von (etwaigen) AnsprÃ¼chen gegen Dritte schon nach
dem Wortlaut der Vorschrift nicht zu einem Leistungsausschluss fÃ¼hren kann (so
auch: Coseriu in LPK-SGB XII, 2. Auflage, Stand 11.04.2017, Â§ 2 Rn. 13). DarÃ¼ber
hinaus spricht die gesamte Systematik des SGB XII dafÃ¼r, dass allein das bloÃ�e
Bestehen von (etwaigen) AnsprÃ¼chen gegen Dritte nicht zu einem allein auf Â§ 2
Abs. 1 SGB XII gestÃ¼tzten Leistungsausschluss fÃ¼hren kann. Denn das SGB XII
sieht fÃ¼r den Fall des Bestehens von AnsprÃ¼chen gegen Dritte, welche vom
Leistungsberechtigten nicht durchgesetzt werden, mehrere ausdrÃ¼ckliche
Regelungen vor, wie der SozialhilfetrÃ¤ger auf ein solches Verhalten reagieren
kann. Nach Â§ 93 SGB XII kann der SozialhilfetrÃ¤ger bestehende AnsprÃ¼che des
Leistungsberechtigten gegen Dritte, die keine LeistungstrÃ¤ger im Sinne des Â§ 12
SGB I sind, auf sich Ã¼berleiten. UnterhaltsansprÃ¼che des Leistungsberechtigten
gehen nach Â§ 94 SGB XII bereits kraft Gesetzes auf den SozialhilfetrÃ¤ger Ã¼ber.
SchlieÃ�lich kann der (erstattungsberechtige) SozialhilfetrÃ¤ger nach Â§ 95 SGB XII
selbst die Feststellung einer vorrangigen Sozialleistung betreiben. AuÃ�erdem sieht 
Â§ 103 SGB XII einen Kostenersatzanspruch des SozialhilfetrÃ¤gers vor, wenn ein
volljÃ¤hriger Leistungsberechtigter durch vorsÃ¤tzliches oder grob fahrlÃ¤ssiges
Verhalten die Voraussetzungen fÃ¼r die Leistungen der Sozialhilfe herbeigefÃ¼hrt
hat. Dieser gesamten gesetzlichen Regelungen hÃ¤tte es nicht bedurft, wenn die
GewÃ¤hrung von Sozialhilfe bei Bestehen von AnsprÃ¼chen gegen Dritte, die vom
Leistungsberechtigten nicht durchgesetzt werden, ohnehin unter Hinweis auf den
Nachranggrundsatz des Â§ 2 Abs. 1 SGB XII abgelehnt werden kÃ¶nnte. Im
Gegenteil zeigt die Gesetzessystematik, dass sich der SozialhilfetrÃ¤ger fÃ¼r den
Fall, dass dem Leistungsberechtigten ein Anspruch gegen Dritte zusteht, der von
ihm aber nicht durchgesetzt wird, zunÃ¤chst Sozialhilfe gewÃ¤hren muss und sich
erst anschlieÃ�end der genannten MÃ¶glichkeiten bedienen kann (so auch: Coseriu
in juris-PK-SGB XII. 2. Auflage, Stand 11.04.2017, Â§ 2 Rn. 16 ff.). Ein allein auf Â§ 2
Abs. 1 SGB XII gestÃ¼tzter Leistungsausschluss beim bloÃ�en Bestehen eines
Anspruchs auf Wohngeld nach dem WoGG, ohne dass dem Leistungsberechtigten
hieraus "bereite Mittel" tatsÃ¤chlich zuflieÃ�en, lÃ¤sst sich mit der
Gesetzessystematik hingegen nicht vereinbaren (so im Ergebnis auch: LSG Berlin-
Brandenburg, Beschluss vom 07.02.2017 â�� L 15 SO 252/16 B PKH
(unverÃ¶ffentlicht); LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 20.04.2018 â�� L 15
SO 213/17 B PKH; wonach sogar ein "Wahlrecht" zwischen der Inanspruchnahme
von Wohngeld oder der Inanspruchnahme von Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung bestehen soll; wohl auch: LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom
25.10.2018 â�� L 23 SO 208/17).

Anhaltspunkte fÃ¼r das Vorliegen weiterer AusschlusstatbestÃ¤nde sind weder
vorgetragen worden noch fÃ¼r das Gericht ersichtlich. Dem KlÃ¤ger steht damit
fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum 30.06.2018 dem Grunde nach ein
Anspruch auf Bewilligung von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII zu.

Der HÃ¶he nach hat der KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum
31.12.2017 aber nur einen Anspruch auf Bewilligung von Hilfe zum Lebensunterhalt
nach dem SGB XII in HÃ¶he von 64,84 EUR und fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2018
bis zum 30.06.2018 nur einen Anspruch auf Bewilligung von Hilfe zum
Lebensunterhalt nach dem SGB XII in HÃ¶he von monatlich 71,87 EUR, so dass die
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darÃ¼ber hinausgehende Klage, mit der eine Bewilligung in HÃ¶he von monatlich
80,50 EUR begehrt wird, teilweise abzuweisen war.

Dies ergibt sich aus der vorzunehmenden GegenÃ¼berstellung des
sozialhilferechtlich zu berÃ¼cksichtigende notwendigen Lebensunterhalts im
Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum 31.12.2017 in HÃ¶he von 849,18 EUR
(Regelbedarf 409,00 EUR + Bedarf fÃ¼r Unterkunft und 440,18 EUR) und im
Zeitraum vom 01.01.2018 bis zum 30.06.2018 in HÃ¶he von monatlich 856,18 EUR
(Regelbedarf 416,00 EUR + Bedarf fÃ¼r Unterkunft und Heizung 440,18 EUR) mit
dem zu berÃ¼cksichtigendem Einkommen aus der vom KlÃ¤ger bezogenen
Altersrente. Denn von der bezogenen Altersrente sind gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs. 2 S. 1
Nr. 3 SGB XII ausschlieÃ�lich die dem Grunde und der HÃ¶he nach als angemessen
anzusehenden BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Haftpflichtversicherung in HÃ¶he von monatlich
8,78 EUR und fÃ¼r die Hausratversicherung im Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum
31.12.2017 in HÃ¶he von 5,81 EUR und im Zeitraum vom 01.01.2018 bis zum
30.06.2018 in HÃ¶he von monatlich 5,84 EUR abzusetzen. Eine zusÃ¤tzliche
Absetzung der BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Sterbegeldversicherung in HÃ¶he von monatlich
8,76 EUR kommt hingegen nicht in Betracht. Denn gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs. 2 S. 1 Nr. 3
SGB XII sind VersicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r den hier vorliegenden Fall einer nicht
gesetzlich vorgeschriebenen Versicherung nur abzusetzen, soweit die BeitrÃ¤ge
nach Grund und HÃ¶he angemessen sind. Der Zahlung von BeitrÃ¤gen fÃ¼r eine
Sterbegeldversicherung ist fÃ¼r einen Sozialhilfebezieher bereits dem Grunde nach
nicht als angemessen im Sinne dieser Vorschrift anzusehen, weil das Risiko, gegen
das hiermit Vorsorge getroffen wird, wirtschaftlich nicht den SozialhilfeempfÃ¤nger,
sondern Personen betrifft die zur Tragung der Bestattungskosten dereinst
verpflichtet sein werden und bezÃ¼glich derer eine SozialhilfebedÃ¼rftigkeit
gegenwÃ¤rtig nicht abzusehen ist (BVerwG, Urteil vom 27.06.2002 â�� 5 C 43/01).
Es ergibt sich fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2017 bis zum 31.12.2017 damit ein
anzurechnendes Einkommen aus der bezogenen Altersrente in HÃ¶he von 784,34
EUR (= Altersrente 798,93 EUR â�� Beitrag Haftpflichtversicherung 8,78 EUR â��
Beitrag Hausratversicherung 5,81 EUR) und fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2018 bis
zum 30.06.2018 ein anzurechnendes Einkommen aus der bezogenen Altersrente in
HÃ¶he von monatlich 784,31 EUR (= Altersrente 798,93 EUR â�� Beitrag
Haftpflichtversicherung 8,78 EUR â�� Beitrag Hausratversicherung 5,84 EUR). Der
dem KlÃ¤ger zustehende Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII
berechnet sich nach alledem fÃ¼r den streitigen Zeitraum wie folgt:

Dezember 2017: Gesamtbedarf: 849,18 EUR â�� anzurechnendes Einkommen:
784,34 EUR Anspruch: 64,84 EUR

Januar 2018 bis Juni 2018: Gesamtbedarf: 856,18 EUR â�� anzurechnendes
Einkommen: 784,31 EUR monatlicher Anspruch: 71,87 EUR

5. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt, dass der
KlÃ¤ger die ursprÃ¼nglich auch fÃ¼r den Monat November 2017 erhobene Klage
im Verlauf des Rechtsstreits teilweise zurÃ¼ckgenommen hat und dass die
aufrechterhaltene Klage Ã¼berwiegend erfolgreich war.
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Die Berufung gegen dieses Urteil, die der Zulassung bedÃ¼rfte, weil der Wert des
Beschwerdegegenstandes 750,00 EUR nicht Ã¼bersteigt (Â§ 144 Abs. 1 S. 1 Nr. 1
SGG) und weil auch keine wiederkehrenden oder laufenden Leistungen fÃ¼r mehr
als ein Jahr streitig sind (Â§ 144 Abs. 1 S. 2 SGG), war zuzulassen, weil der
Zulassungsgrund nach Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG (grundsÃ¤tzliche Bedeutung)
vorliegt. Denn bei der entscheidungserheblichen Rechtsfrage, ob bereits das bloÃ�e
Bestehen eines Anspruchs auf Wohngeld nach dem WoGG wegen des
Nachranggrundsatzes des Â§ 2 Abs. 1 SGB XII zu einem Ausschluss von den
Leistungen nach dem SGB XII fÃ¼hrt, handelt es sich wegen der in der
instanzgerichtlichen Rechtsprechung hierzu vertretenen unterschiedlichen
Auffassungen um eine nicht geklÃ¤rte Rechtsfrage, deren KlÃ¤rung Ã¼ber den
Einzelfall hinaus fÃ¼r eine Vielzahl von Verfahren Bedeutung besitzt.

Erstellt am: 29.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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